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Das Arbeitssicherheitsgesetz 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit Schrei- 
ben vom 9. November 1989 die Große Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung verfolgt den Grundsatz, daß Leben und 
Arbeiten in Sicherheit und Gesundheit für uns und zukünftige 
Generationen die Berücksichtigung von Arbeitswelt und Umwelt 
voraussetzt und damit Arbeitsschutz und Umweltschutz gleich- 
rangige Partner sind. Die Umweltdiskussion der letzten Zeit hat 
manchmal vergessen lassen, daß häufig die Beschäftigten mehr 
als andere von gefährdenden und belastenden Einflüssen betrof- 
fen sind. Arbeitsschutz und Umweltschutz haben jedoch zahl- 
reiche Berührungspunkte und Verzahnungen. Maßnahmen zum 
Schutz der Beschäftigten wirken sich häufig auch günstig für den 
Umweltschutz aus (Beispiele: Lärm, Asbest); allerdings dürfen 
auch Zielkonflikte in einigen Fällen nicht übersehen werden. Die 
Bundesregierung hat diese integrative Sichtweise in den jüngsten 
Novellierungsvorhaben zum Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
zum Chemikaliengesetz zum Ausdruck gebracht: 

Eine für die Diskussion in Öffentlichkeit und Fachwelt überzeu- 
gende Perspektive des Arbeitnehmerschutzes lautet: Arbeits- 
schutz ist Gesundheitsschutz im Betrieb. Die Bundesregierung 
fördert daher nachdrücklich einen präventiven Ansatz zur Ver- 
meidung von Unfall- und Gesundheitsrisiken in den Betrieben; 
über die Beseitigung einzelner Belastungs- und Gefährdungsfak- 
toren hinaus ist eine umfassende Gestaltung der gesamten Ar- 
beitssituation das Ziel. Möglichen Gefährdungen bei Einführung 
neuer Techniken oder Stoffe wird auf diese Weise auch am wir- 
kungsvollsten begegnet. 
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Wirksame Maßnahmen für bessere Arbeitsbedingungen müssen 
dabei vom Betrieb ausgehen und dort ansetzen, da dies der „Ort 
des Geschehens" ist. Gerade hier liegt die besondere Bedeutung 
des Arbeitssicherheitsgesetzes für einen wirksamen und umfas- 
senden Arbeitsschutz: es fordert eine Beratung der Unternehmer 
in Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes 
durch Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, deren 
Aufgabenkatalog umfassend angelegt ist und die Gesundheits- 
und Sicherheitsprobleme in den Betrieben aus einer ganzheit- 
lichen Sicht anspricht. Verlangt wird eine fachkundige Beratung 
zur gesundheitsgerechten Gestaltung der Arbeitssituation insge- 
samt; dies reicht weit über Fragen der Unfallverhütung und der 
Verhütung von Berufskrankheiten hinaus. Zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und zur Stärkung der Prävention setzen die 
Aktivitäten der Bundesregierung daher bei der Umsetzung des 
Arbeitssicherheitsgesetzes in den Betrieben sowie der Anwen- 
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse zur menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit durch Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit an. 

In den Betrieben wird Beratung nur auf fachlich hohem Niveau 
akzeptiert, da sie nur so zur Lösung betrieblicher Probleme beitra- 
gen und der Gesundheit der Beschäftigten zugute kommen kann. 
Das Ziel der Bundesregierung ist daher, die Stellung der Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit und der Betriebsärzte nachhaltig und 
auf vielfältige Weise zu stärken. Zahlreiche Maßnahmen, die 
inzwischen eingeleitet bzw. abgeschlossen worden sind, sehen 
unter anderem vor: 

— Bereitstellung von Material, das Fachkräfte für Arbeitssicher- 
heit und Betriebsärzte zur besseren Erfüllung der täglichen 
betriebhchen Aufgaben befähigt, 

— Verbesserung der Quuahfikation von Betriebsärzten und Fach- 
kräften für Arbeitssicherheit und Erarbeitung von Kriterien für 
die betriebsspezifische Festlegung der erforderhchen Qualifi- 
kation der Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 

— Erarbeitung geeigneter Modelle für die Organisation und Aus- 
übung der Tätigkeit der Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit in Kleinbetrieben. 

Die Bundesregierung mißt der innerbetrieblichen Arbeitsschutz- 
beratung auch im Hinbhck auf den europäischen Harmonisie- 
rungsprozeß große Bedeutung zu. Die Richtlinie der EG über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit 
(89/391/EWG) vom 12. Juni 1989 schafft nunmehr auch auf euro- 
päischer Ebene einen Rahmen für die Beratung der Unternehmer 
durch Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte sowie für 
deren Quahfikationen. Die Bundesregierung wird sich dafür ein- 
setzen, daß das deutsche System mit seinem umfassenden und 
ganzheithchen Ansatz in seinen Grundzügen bei einem zukünf- 
tigen europäischen Modell berücksichtigt wird. 

Besondere Bedeutung kommt hinsichtlich der betriebsärztlichen 
Betreuung auch dem Übereinkommen 161 der Internationalen 
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Arbeitsorganisation über die betriebsärztlichen Dienste in Verbin- 
dung mit der Empfehlung 171 betreffend die betriebsärztlichen 
Dienste (beide vom 26. Juni 1985) zu. 

Vor diesem Hintergrund beantwortet die Bundesregierung die 
Fragen im einzelnen wie folgt: 


1 . Hält die Bundesregierung das derzeit betriebliche und überbetrieb- 
liche Arbeitsschutzsystem quantitativ und qualitativ für geeignet, 
die vorhandenen Gesundheitsrisiken und -Schädigungen zu erken- 
nen und kompensatorisch bzw. präventiv zu bewältigen? 

2. Stimmt die Bundesregierung Aussagen von Experten zu, daß das 
Arbeitssicherheitsgesetz mit seinen gestalterischen Ansprüchen 
nicht realisiert worden ist? 


Unter Berücksichtigung des Titels dieser Großen Anfrage und der 
Antworten auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD „Arbeits- 
schutz" (Drucksache 11/4923) sowie auf die Große Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN „Berufskrankheiten- Verordnung, An- 
spruch und Wirklichkeit" (Drucksache 11/4894) wird auf die Fra- 
gen hier nur aus dem Blickwinkel des Arbeitssicherheitsgesetzes 
eingegangen. 

Mit dem Arbeitssicherheitsgesetz wurde Neuland betreten. Eine 
nennenswerte innerbetriebliche Arbeitsschutzorganisation gab 
es - von einigen Großbetrieben abgesehen - bei seinem Erlaß 
1973 in der Bundesrepublik Deutschland nicht. Seither ist von 
allen Beteiligten sowohl in quantitativer als auch in qualitativer 
Hinsicht eine enorme Aufbauleistung vollbracht worden. Es muß- 
ten Ausbildungsgänge konzipiert, Schulungseinrichtungen und 
-kapazitäten aufgebaut, Lehrpersonal gewonnen und Einrichtun- 
gen zur Betreuung kleiner und mittlerer Betriebe geschaffen wer- 
den. Dies wird heute häufig nicht mehr ausreichend gewürdigt. Es 
gibt inzwischen eine ausgebaute innerbetriebliche Arbeitsschutz- 
organisation mit ausgebildeten Betriebsärzten und Fachkräften 
für Arbeitssicherheit, die insbesondere auf den rechtlich normier- 
ten Gebieten des Arbeitsschutzes die ihr gestellten Aufgaben be- 
wältigt. 

Das Arbeitssicherheitsgesetz enthält keine kompensatorischen 
Elemente. Wegen dieses Aspekts des Arbeitsschutzsystems wird 
auf die Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Berufskrankheiten- Verordnung, Anspruch und Wirk- 
lichkeit" verwiesen. 

Das überbetriebliche Arbeitsschutzsystem mit Aufsicht und Bera- 
tung durch Gewerbeaufsicht und Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung überwacht die praktische Anwendung des Arbeits- 
sicherheitsgesetzes in den Betrieben und berät die Unternehmer. 
Die Gewerbeaufsicht in einigen Bundesländern entwickelt zur 
Zeit Instrumente, um die schwierige, komplexe und vom üblichen 
Aufgabenspektrum abweichende - weil die Arbeitsorganisation 
betreffende - Überwachung der inhaltlichen Erfüllung zu ge- 
währleisten. Einzelheiten dazu enthält die Antwort auf Frage 17. 
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Das derzeitige innerbetriebliche Arbeitsschutzsystem ist grund- 
sätzhch geeignet, die vorhandenen Gesundheitsrisiken und -Schä- 
digungen zu erkennen und präventiv zu bewältigen. Dennoch 
sind bei realistischer Einschätzung noch Schwachstellen bei der 
Durchführung des Arbeitssicherheitsgesetzes unverkennbar. 
Diese beziehen sich schwerpunktmäßig auf zwei Felder: 

— die in den meisten Bereichen fehlende Beratung der Kleinbe- 
triebe durch Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte 
und 

— die unzureichende Realisierung der umfassenden gestalteri- 
schen Ansprüche des Arbeitssicherheitsgesetzes. 

Die Bundesregierung hat dazu eine Vielzahl von Aktivitäten ent- 
wickelt, die zur Verbesserung und zum Ausbau der innerbetrieb- 
lichen Arbeitsschutzorganisation beitragen sollen. Diese Maßnah- 
men sind zum Teil bereits abgeschlossen, zum Teil laufen sie 
noch. 

1. Auch kleinere Betriebe sollten verstärkt durch Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit beraten werden. Dabei ist 
es allerdings nicht damit getan, in den Unfallverhütungsvor- 
schriften die gegenwärtigen Betriebsgrößengrenzen für die Be- 
ratung durch Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebs- 
ärzte lediglich schematisch zu senken; denn die für mittlere 
und größere Betriebe angemessenen Beratungsformen haben 
sich bei Kleinbetrieben insgesamt nicht bewährt. Deshalb wer- 
den hier neue Wege beschritten. 

— Zur sicherheitstechnischen Betreuung von Kleinbetrieben 
sind in einem vom BMA unterstützten Modellvorhaben neue 
Beratungsmodelle erprobt worden. Über eine Umsetzung 
der Ergebnisse in die Praxis berät zur Zeit ein vom BMA 
geleiteter Arbeitskreis. 

— Zur betriebsärztiichen Betreuung von Kleinbetrieben laufen 
zur Zeit bei einigen Berufsgenossenschaften Modellvor- 
haben; das BMA wird die Ergebnisse mit den beteiligten 
Kreisen im Hinbhck auf ihre Umsetzungsfähigkeit prüfen. 

— Im Bereich des öffentlichen Dienstes der Kommunen konnte - 
ausgehend von einem entsprechenden Forschungsvorhaben 
des BMA - die Ausdehnung der Beratung durch Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte auf alle Unternehmen 
erreicht werden. Der Vorbescheid für eine entsprechende 
Änderung der Unfallverhütungsvorschriften wurde erteilt; 
die ersten Genehmigungen liegen bereits vor. 

Für Kleinbetriebe in ihrer Eigenschaft als Träger positiver wirt- 
schafthcher Entwicklung sollen Lösungen gefunden werden, 
die Schutz bieten, aber keine imzumutbaren Belastungen mit 
sich bringen. 

2. Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte müssen - 
insbesondere im Hinblick auf die Einführung neuer Technolo- 
gien und die zunehmende Verwendung von Gefahrstoffen — 
ihre schwierige Gestaltungsaufgabe besser erfüllen können. 
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Die Bestimmungen über die Qualifikation der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärzte werden daher mit dem Ziel 
der inhaltlichen Anpassung an die zukünftigen betrieblichen 
Anforderungen grundlegend überarbeitet. 

— Der entscheidende Schritt zur Verbesserung der Qualifika- 
tion der Betriebsärzte konnte bereits getan werden: Beschei- 
nigungen über die „Kleine Fachkunde" (vierwöchiger Kurs) 
werden schon seit mehreren Jahren nicht mehr ausgestellt. 
Betriebsärzte müssen heute über die Gebietsbezeichnung 
„Arbeitsmedizin" (vierjährige Weiterbildung) oder die Zu- 
satzbezeichnung „Betriebsmedizin" (dreijährige Weiterbü- 
dung) verfügen. 

— Die Qualifikation der Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(Sicherheitsingenieure, Sicherheitstechniker, Sicherheits- 
meister) wird flexibler und differenzierter gestaltet. Dazu hat 
der Fachausschuß „Aus- und Fortbildung" des Beirats der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz unter Beteiligung des Ver- 
eins Deutscher Sicherheitsingenieure ein „Zukünftiges Kon- 
zept der Fachausbildung von Sicherheitsingenieuren" vor- 
gelegt; ein entsprechendes Konzept für die Fachausbildung 
der Sicherheitstechniker/Sicherheitsmeister wird zur Zeit 
beraten. Außerdem wird z. Z. ein Kriterienkatalog erarbeitet, 
um besser entscheiden zu können, welche Betriebe einen 
Sicherheitsingenieur einsetzen sollten und in welchen Be- 
trieben die Beratung durch einen Sicherheitstechniker/ 
Sicherheitsmeister angemessen ist. Es ist vorgesehen, diese 
Vorschläge mit der Fachwelt zu erörtern. 

3. Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte benötigen 
sachgerechte Informationen, um ihre Aufgaben erfüllen zu 
können. Dazu gehören konkrete Beschreibungen ihrer Tätig- 
keiten. Darüber hinaus müssen wissenschaftliche Erkenntnisse 
über Gesundheitsgefährdungen bei der Arbeit und über Ge- 
staltungsmöglichkeiten der Arbeitsbedingungen für die Ziel- 
gruppe Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit auf- 
bereitet werden. 

— Der BMA hat sowohl für die Tätigkeit von Betriebsärzten als 
auch von Fachkräften für Arbeitssicherheit Ratgeber erar- 
beitet, die Hinweise für die angemessene Erfüllung ihrer 
Aufgaben in der betrieblichen Praxis geben. 

— Der BMA erarbeitet zur Zeit mit Unterstützung des Verban- 
des Deutscher Betriebs- und Werksärzte Qualitätsstandards 
für betriebsärztliche Tätigkeiten, die eine objektive Beurtei- 
lung betriebsärztlicher Tätigkeit ermöglichen. Dies hüft 
auch dem Unternehmer bei der Beurteilung, inwieweit er 
seinen Verpflichtungen aus dem Arbeitssicherheitsgesetz 
nachkommt. 

— Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz erarbeitet für Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte Beispielsamm- 
lungen zur Gestaltung von Arbeitsplätzen unter Auswertung 
geeigneter Forschungsergebnisse. Der innerbetriebhchen 


Drucksache 11/5619 


5 



Drucksache 11/5619 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Arbeitsschutzorganisation werden so unterhalb der Rege- 
lungsebene Hilfsmittel an die Hand gegeben, mit denen die 
Arbeitsbedingungen belastungsärmer und gesundheitsge- 
recht gestaltet werden können. 

Als weitere, flankierende Aktivitäten, die letztlich auch der Stär- 
kung der innerbetriebhchen Arbeitsschutzorganisation zugute 
kommen, sind zu nennen: 

— die Integration von Grundlagenwissen des Arbeitsschutzes in 
die Berufsausbildung; der BMA hat Vorschläge zum „Arbeits- 
schutz im Ingenieurstudium" vorgelegt, 

— die stärkere Berücksichtigung der innerbetriebhchen Arbeits- 
schutzorganisation bei der Forschung zur menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit, wie sie jetzt im Programm „Arbeit und 
Technik" erfolgt ist, 

— die Entwicklung von Vorstellungen zur Verbesserung der 
Strukturen für betriebsärztliche Tätigkeiten, z. B. in dem Be- 
richt der Bundesanstalt für Arbeitsschutz „Überlegungen zur 
Situation der Arbeitsmedizin in der Bundesrepublik Deutsch- 
land" aus betriebsärztlicher Sicht. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß die Realisierung 
dieser Maßnahmen zu einer weiteren Verbesserung der innerbe- 
triebhchen Arbeitsschutzorganisation führen wird. Wie Berichte 
aus der Praxis und wissenschaftliche Untersuchungen belegen, 
dient ein wirksames innerbetriebliches Arbeitsschutzsystem auch 
dem Betriebserfolg. 


Vorbemerkung zu den statistischen Fragen 3 bis 10, 14, 15 

Statistische Angaben geben allenfalls begrenzte Aufschlüsse über 
die Wirksamkeit der innerbetriebhchen Arbeitsschutzorganisation 
wieder und lassen keine Rückschlüsse über tatsächliche Lei- 
stungen oder Versäumnisse zu. In dieser Erkenntnis hat der Deut- 
sche Bundestag bereits 1976 das Arbeitssicherheitsgesetz geän- 
dert und die im ursprünglichen § 13 Abs. 1 vorhandene umfas^ 
sende Berichtspflicht abgeschafft. Um die Arbeit der innerbetrieb- 
hchen Arbeitsschutzorganisation zu bewerten, ist es nicht notwen- 
dig, umfassende Daten zu erheben. Da zur Lösung möglicher 
Probleme von entsprechenden Daten nicht aUzuviel zu erwarten 
ist, wäre auch der mit der Erhebung dieser Daten zusammenhän- 
gende Aufwand nicht zu rechtfertigen. 

Daher werden im folgenden in der Regel nur Größenordnungen, 
nicht jedoch exakte Zahlen, angegeben, die zudem zum Teil nicht 
aus dem Jahre 1988 stammen. 


3. Wie viele Betriebe haben 1988 einen Betriebsarzt und eine Fach- 
kraft für Arbeitssicherheit bestellt (Angaben in Prozent), 

a) für Betriebe, für die das Arbeitssicherheitsgesetz unmittelbar 
güt; 

b) für Betriebe, für die das Arbeitssicherheitsgesetz gemäß § 16 
(öffentliche Verwaltung) nicht unmittelbar Geltung hat? 

4. Wie viele Arbeitnehmer/innen waren 1988 insgesamt durch 
Betriebsärzte bzw. Fachkräfte für Arbeitssicherheit betreut (An- 
gaben in Prozent)? 
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Das Arbeitssicherheitsgesetz wird im gewerblichen und landwirt- 
schaftlichen Bereich durch Unfallverhütungsvorschriften der Be- 
rufsgenossenschaften konkretisiert, die Betriebsgrößengrenzen 
für die Verpflichtung zur Bestellung eines Betriebsarztes bzw. 
einer Fachkraft für Arbeitssicherheit enthalten. 

Für den gewerblichen Bereich können folgende Angaben ge- 
macht werden: 

Es gibt ca. 1,9 Mio, Unternehmen mit ca. 28 Mio. Arbeitneh- 
mern^); Der Betreuungsumfang ist der folgenden Übersicht zu 
entnehmen: " 




durch 

durch Fachkräfte 



Betriebsärzte 

für Arbeits- 



beraten 

Sicherheit beraten 

Dürch Unfallverhütungsvorschriften zur 
Bestellung verpflichtete („bestellungs- 

Zahl 

178 208 

53 714 

pflichtige") Mitgliedsunternehmen 

% aller 




Mitglieds- 

Unternehmen 

9 

3 

Arbeitnehmer in bestellungs- 
pflichtigen Mitgliedsunternehmen ^) 

Zahl 

15,5 Mio. 

16 Mio. 


% aUer 
Arbeit- 
nehmer 

55 

58 

Die Verpflichtung einhaltende Mitgliedsunternehmen 
(% der bestellungspflichtigen Unternehmen) 

85 bis 95 

90 bis 100 


Die Zahlen sind aus der versicherungsrechtlichen Berechnungsgröße „Voll- 
arbeiter" errechnet worden. 

Aus dieser Übersicht ergibt sich, daß von den aufgrund von 
Unfallverhütungsvorschriften bestellungspflichtigen Mitgliedsun- 
temehmen 85 bis 95 Prozent einen Betriebsarzt und 90 bis 100 
Prozent eine Fachkraft für Arbeitssicherheit bestellt haben. 

Für den Bereich der Landwirtschaft ist zu bemerken, daß es sich 
bei der überwiegenden Zahl der versicherten Betriebe um Fami- 
lienbetriebe handelt, in denen kein Arbeitnehmer beschäftigt ist; 
eine Aufteilung nach der Größe der Unternehmen wird nicht vor- 
genommen: 

91,7 Prozent der Betriebe, die nach der Unfallverhütungsvor- 
schrift eine Fachkraft für Arbeitssicherheit zu bestellen haben, 
sind dieser Verpflichtung nachgekommen; es werden 7 675 Ar- 
beitnehmer betreut. 

— 95,4 Prozent der Betriebe, die nach der Unfallverhütungsvor- 
schrift einen Betriebsarzt zu bestellen haben, sind dieser Ver- 
pflichtung nachgekommen; es werden 4 884 Arbeitnehmer be- 
treut. 

Im öffentlichen Dienst erfolgte die Umsetzung des § 16 ASiG, der 
im öffentlichen Dienst einen den Grundsätzen des Arbeitssicher- 
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heitsgesetzes gleichwertigen arbeitsmedizinischen und sicher- 
heitstechnischen Arbeitsschutz fordert, sowohl durch Unfall- 
verhütungsvorschriften (z. B. Gemeindeunfallversicherungsver- 
bände) als auch durch verwaltungsinterne Vorschriften (z. B. 
Bund). Für den öffentlichen Dienst können folgende Angaben 
gemacht werden: 



Nach den Angaben des Bundesverbandes der Unfallversiche- 
rungsträger der öffentlichen Hand gibt es ca. 13 870 Unternehmen 
mit ca. 3,0 Mio. abhängig beschäftigten versicherten Arbeitneh- 
mern^). Der Betreuungsumfang ist der nachfolgenden Tabelle zu 
entnehmen. 




durch 

durch Fachkräfte 

Betriebsärzte 

für Arbeits- 

beraten 

sicherheit beraten 

„Bestellungspflichtige'' Unternehmen Zahl 

940 

1 287 

% aller 

7 

9,3 

Unternehmen 



Abhängig beschäftigte versicherte Zahl 1,7 Mio. 

1,76 Mio. 

Arbeitnehmer in den „bestellungs- 
pflichtigen" Unternehmen^) % aller 



abhängig 

beschäftigten 

versicherten 

Arbeitnehmer 

59 

61 

Die Bestellungsverpflichtung einhaltende Unternehmen 
(% der „bestellungspflichtigen" Unternehmen) 

79 



Nicht enthalten sind in dieser Zahl die ehrenamthch Tätigen, Blutspender etc. 
Die Zahlen sind aus der versicherungsrechtiichen Berechnungsgröße „Voll- 
arbeiter'' errechnet worden. 

Aus dieser Übersicht ergibt sich, daß von den bestellungspflich- 
tigen Unternehmen 79 Prozent einen Betriebsarzt bestellt haben. 
Eine entsprechende Angabe hinsichtlich der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit kann nicht gemacht werden. 

Für den Bundesdienst hatte eine Befragung für das Jahr 1988 
hinsichthch aller Beamten und Arbeitnehmer folgendes Ergebnis 
(unter Einschluß der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost): 

Von insgesamt 1712 210 Beschäftigten war die Betreuung 
von 1 529 336 Beschäftigten gleich 89,27 Prozent durch Betriebs- 
ärzte und von 1 639 104 Beschäftigten gleich 95,67 Prozent durch 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit sichergestellt. 

Bei diesen Angaben ist zu berücksichtigen, daß insbesondere die 
Betreuung bei deutschen Dienststellen mit Sitz im Ausland (z. B. 
Botschaften, wissenschaftliche Institute, militärische Einheiten) 
nicht im erforderlichen Umfange durch Betriebsärzte und Fach- 
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kräfte für Arbeitssicherheit sichergestellt werden kann. Bei im 
Inland gelegenen kleinen Dienststellen ist die Betreuung durch 
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zum Teil mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. 


5. a) Wie viele Betriebsärzte waren 1988 tätig 

(Angaben nach folgenden Qualifikationen: 

— Arzt für Arbeitsmedizin 
— Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin" 

— sonstige Bescheinigungen der Ärztekammer 
— Ausnahmen nach § 18 ASiG 

— ohne arbeitsmedizinische Qualifikation)? 

b) Wie viele Fachkräfte für Arbeitssicherheit waren 1988 tätig 
(Angaben nach folgenden Qualifikationen: 

— Sicherheitsingenieur durch Hochschulregelstudium 
— Ingenieur Fach-/Hochschule 
— Techniker 
— Meister 

— Ausnahmen nach § 18 ASiG 

— sonstige)? 

a) Nach einer Statistik der Bundesärztekammer gab es im Jahre 
1988 insgesamt 7 395 Ärzte mit betriebsärztlicher Qualifikation 
(nach der UVV ,, Betriebsärzte" neuer Fassung mit erhöhten 


Qualifikationsanforderungen) , davon 

— Arzt für Arbeitsmedizin 1 903 

— Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin" 3 496 

— Ärzte in der Weiterbildung zur Zusatzbezeichnung 

(Qualifikation gemäß § 3 Abs. 3 UVV) 543 

— Ärzte mit arbeitsmedizinischer Fachkunde 

gemäß § 3 Abs. 4 UVV (Übergangsregelung) 1 453. 


Angaben über die Zahl der tatsächlich tätigen Betriebsärzte 
liegen nicht vor. Es wurden 26 Ausnahmen nach § 18 ASiG 
erteilt. 

b) Angaben neueren Datums über die Zahl der tätigen Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit im gewerblichen Bereich liegen nicht vor. 
Aufgrund von Umfragen der Berufsgenossenschaften aus den 
Jahren 1980/81 ist diese Zahl auf knapp 60 0Ö0 Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit geschätzt worden. 

Ausnahmen nach § 18 wurden in 120 Fällen erteilt. 


6. Wie viele Arbeitsschutzausschüsse (§11 ASiG) bestanden 1988? 
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie groß 
die Anzahl der tatsächlich arbeitenden Ausschüsse an allen existie- 
renden Ausschüssen ist? 


Nach § 11 ASiG hat der Arbeitgeber einen Arbeitsschutzausschuß 
zu bilden, wenn ein Betriebsarzt oder eine Fachkraft für Arbeits- 
sicherheit bestellt ist. Der Bundesregierung liegen keine Erkennt- 
nisse darüber vor, daß diese Ausschüsse nicht gebildet wurden 
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und ihre Aufgabe, Anliegen des Arbeitsschutzes und der Unfall- 
verhütung zu beraten, nicht erfüllen. 


7. Wie viele Ärzt{e)/innen waren 1988 ermächtigt, arbeitsmedizi- 
nische Vorsorgeuntersuchungen durchzuführen 

(Angaben nach: 

— UW arbeitsmedizinische Vorsorge 
— Strahlenschutzverordnung 
— Röntgenverordnung 
— sonstige Verordnungen)? 

11. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Zahl der arbeits- 
medizinischen Vorsorgeuntersuchungen ein präzises Bild über die 
tatsächliche Gefährdung an den Arbeitsplätzen mit ihren jewei- 
hgen chemischen, physikahschen, biologischen und sonstigen 
Gefährdungen angibt? 


Zu den gesetzlichen Aufgaben der Betriebsärzte gehört es, Arbeit- 
nehmer zu untersuchen, arbeitsmedizinisch zu beurteilen und zu 
beraten sowie die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und aus- 
zuwerten, Betriebsärzte sind aufgrund ihrer Kenntnis der Arbeits- 
bedingungen und des Gesundheitszustandes der Beschäftigten zu 
einer umfassenden Beurteilung und zur Einleitung geeigneter 
Maßnahmen in der Lage. 

Ferner sind arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen durch 
ermächtigte Ärzte - das können auch Betriebsärzte sein - vorge- 
schrieben, wenn damit zu rechnen ist, daß Beschäftigte bestimmte 
gefährdende Tätigkeiten ausüben oder chemikalischen, physika- 
lischen oder biologischen Einwirkungen ausgesetzt sind. Die 
Ermächtigungen beziehen sich auf bestimmte Vorsorgeunter- 
suchungen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten zwei Aspekte bei 
arbeitsmedizinischen Untersuchungen beachtet werden: 

— die Untersuchungen müssen eine Beurteilung der Gesundheit 
des Beschäftigten insgesamt ermöglichen, 

— bei der Bewertung der Untersuchungsergebnisse müssen auch 
die Bedingungen am Arbeitsplatz des Untersuchten bekannt 
sein. 

Wenn beide Bedingungen erfüllt sind, ermöglichen die Unter- 
suchungen die Beurteilung der tatsächlichen Gefährdungen an 
den Arbeitsplätzen und die Einleitung geeigneter Maßnahmen, 
Daher sollten Betriebsärzte nach Auffassung der Bundesregierung 
zur Vornahme derjenigen arbeitsmedizinischen Vorsorgeunter- 
suchungen ermächtigt sein, die für die Arbeitnehmer in den von 
ihnen betreuten Betrieben vorgeschrieben sind. Dies fördert die 
angesprochene umfassende Beurteilung. 

Im Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften sind 9 267 
ermächtigte Ärzte vorhanden, die über insgesamt 60 153 Ermäch- 
tigungen zur Vornahme arbeitsmedizinischer Vorsorgeunter- 
suchungen nach den berufsgenossenschaftlichen Grundsätzen für 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen verfügen. 
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Darüber hinaus sind 

— ca. 1 450 Ärzte für Untersuchungen nach der Strahlenschutz- 
verordnung, 

— ca. 1 370 Ärzte für Untersuchungen nach der Röntgenverord- 
nung und 

— ca. 2 000 Ärzte für Untersuchungen nach sonstigen Verordnun- 
gen ermächtigt. 


8. Wie viele Arbeitnehmer/innen wurden 1988 nach den unter Frage 

1 1 genannten Vorsorgeuntersuchungen untersucht? 

a) Wie viele davon waren Erstuntersuchungen, Nachuntersu- 
chungen, nachgehende Untersuchungen? 

b) Wie verteilten sich diese Ergebnisse gemäß den arbeitsmedi- 
zinischen Kriterien (gesundheitliche Bedenken) auf die mter- 
suchten Arbeitnehmer/innen nach Art der Versorgungs- 
untersuchungen (z. B. G1-G42)? , 


Die Gesamtzahl der erfaßten Untersuchungen nach den 
Grundsätzen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
(G1-G42) im Jahre 1988 betrug 2 067 942. Von diesen arbeits- 
medizinischen Vorsorgeuntersuchungen waren 696 379 Erstunter- 
suchungen und 1 371 563 Nachuntersuchungen. 

Weitergehende Angaben über nachgehende Untersuchungen so- 
wie die Anzahl untersuchter Arbeitnehmer/innen, die insbeson- 
dere wegen Mehrfachuntersuchungen von der erfaßten Unter- 
suchungszahl abweicht, liegen nicht vor. 

Die Verteilung der Ergebnisse gemäß den arbeitsmedizinischen 
Kriterien ergibt sich aus der in Anlage beigefügten Statistik der 
Landesverbände der gewerblichen Berufsgenossenschaften über 
die im Jahre 1988 von ermächtigten Ärzten durchgeführten 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen. 

Angaben über die Zahl der aufgrund staatlicher Vorschriften 
vorgenommenen Untersuchungen bzw. untersuchten Arbeitneh- 
mer/innen können nicht gemacht werden. 


9. In wie vielen Fällen wurden 1988 gemäß der UVV „Arbeitsmedi- 
zinische Vorsorge" wegen gesundheitlicher Bedenken Empfeh- 
lungen zur Arbeitsplatzüberprüfung, Empfehlungen hinsichthch 
medizinischer Maßnahmen ausgesprochen? 

a) ln wie vielen Fällen ergab sich deswegen ein bleibendes 
Beschäftigungsverbot für den betroffenen Arbeitnehmer? 

b) ln wie vielen Fällen wurden Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsplatzverhältnisse durchgeführt? 


Als Ergebnis der Vorsorgeuntersuchungen werden allein Aus- 
sagen im Hinblick auf Unbedenklichkeit oder gesundheitliche Be- 
denken gegenüber einer für den Untersuchten vorgesehenen 
Tätigkeit getroffen (siehe Angaben in der Antwort auf Frage 8). 
Des weiteren hat der Unternehmer im Falle dauernder gesund- 
heitlicher Bedenken entweder die Bedingungen am Arbeitsplatz 
so zu verbessern, daß davon nicht länger gesundheitliche Gefähr- 
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düngen ausgehen, oder dem gefährdeten Versicherten einen ihn 
nicht gefährdenden Arbeitsplatz anzubieten. Ein Beschäftigungs- 
verbot ist in der Unfallverhütungsvorschrift nicht vorgesehen. 

Im übrigen liegen keine Erhebungen über die Anzahl der Fälle 
vor, in denen aufgrund von Ergebnissen arbeitsmedizinischer 
Vorsorgeuntersuchungen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsplatzverhältnisse durchgeführt wurden. 


10. In wie vielen Fällen beruhte 1988 die arbeitsmedizinische Vorsor- 
geuntersuchung auf tatsächlicher Ermittlung bzw. Feststellung der 
Einwirkung durch Messung von MAK-, TRK-, BAT-Werten bzw. 
Auslöseschwellen? 


Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen werden regel- 
mäßig beim Vorliegen bestimmter, in einschlägigen staatlichen 
oder berufsgenossenschaftlichen Bestimmungen vorgegebener 
Kriterien durchgeführt. Dabei stellen die Kriterien der Einwirkung 
bestimmter Stoffe einen Teilaspekt aller Kriterien dar, die eine 
Verpflichtung zur Durchführung arbeitsmedizinischer Vorsorge- 
untersuchungen nach sich ziehen. Wenn eine arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchung aufgrund der Überschreitung einer Aus- 
löseschwelle bei Ermittlung der Grenzkonzentration vorgenom- 
men wird, wie es die Gefahrstoffverordnung in Verbindung mit 
der TRGS 100 „Auslöseschwelle für gefährliche Stoffe'' regelt, 
kann regelmäßig von einer Feststellung der Einwirkung durch 
Messung ausgegangen werden. In Zweifelsfällen führen Betriebs- 
ärzte Vorsorgeuntersuchungen nach ärztlichem Ermessen durch. 

Im übrigen wird zur Aufteilung der insgesamt nach den verschie- 
denen Grundsätzen durchgeführten arbeitsmedizinischen Vor- 
sorgeuntersuchungen auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen. Wei- 
tere, darüber hinausgehende Angaben können nicht gemacht 
werden. 


12. Welche Einschätzung hat die Bundesregierung hinsichtlich der 
Dunkelziffer zwar exponierter Arbeitnehmer/innen, auf die die 
Vorsorgeuntersuchungen anzuwenden wären, aber nicht unter- 
suchter Arbeitnehmer/innen? 


Es ist das Wesen von „Dunkelziffern", nicht erfaßte Sachverhalte 
zu umschreiben und sich daher einer mengenmäßigen Betrach- 
tung weitgehend zu entziehen. Ferner wird auf die Kontrollen 
durch Gewerbeaufsicht und Berufsgenossenschaften hinge- 
wiesen. 

Von der Gewerbeaufsicht eines Bundeslandes sind im Jahre 1988 
fehlende Gesundheitsüberwachung bzw. Vorsorgeuntersuchun- 
gen beanstandet worden, die ca. 0,2 Prozent der in den Betrieben 
beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen betrafen. 


13. Wie erklärt die Bundesregierung die exakten unterschiedlichen 
Einsatzzeiten für Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
bei gleichartiger Tätigkeit in den verschiedenen Unfallversiche- 
rungen? 
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Die Einsatzzeiten sind von der Selbstverwaltung der einzelnen 
Unfallversicherungsträger entsprechend dem angenommenen 
Zeitbedarf der Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte 
(in Stunden pro Jahr und Arbeitnehmer) in den bei ihnen ver- 
sicherten Betrieben festgelegt worden; maßgebliche Größe ist 
dabei die Tätigkeit der Versicherten oder die Betriebsart. Sofern 
es Abweichungen in den Festlegungen der einzelnen Unfallver- 
sicherungsträger für gleichartige Tätigkeiten oder Betriebsarten 
gibt, sind deren Auswirkungen - von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen - unerhebhch. Der BMA hat in den ihm bekannten Fällen 
bedeutender Abweichungen die Unfallversicherungsträger zu 
einer Angleichung aufgefordert. 

Die gewählte Berechnung von Einsatzzeiten als Basis für die 
Beratung durch Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärzte 
hat sich grundsätzlich für die bisher betreuten Betriebe bewährt. 

Es wird gefordert, die Qualität der Aufgabenwahrnehmung und 
die betriebsärztliche und Arbeitssicherheits-Beratung von Klein- 
betrieben zu verbessern. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Forderung nach einer besseren Orientierung der Tätigkeit von 
Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit hinsichthch 
Umfang und Inhalt am betrieblichen Bedarf sowie nach einer an- 
deren Organisation der Beratung erhoben worden. Vorschläge 
dazu werden z. Z. in der Fachwelt diskutiert. Zuverlässige Aus- 
sagen über Vor- und Nachteile eines anderen Systems sowie über 
Konsequenzen und Realisierungschancen lassen sich z. Z. nicht 
machen. 


14. In wie vielen Fällen haben 1988 die einzelnen staatlichen Gewerbe- 
aufsichtsbehörden Auskünfte über die ordnungsgemäße Durchfüh- 
rung des Arbeitssicherheitsgesetzes von Arbeitgebern eingeholt? 

15. In wie vielen Fällen wurden 1988 in den einzelnen staatlichen 
Gewerbeaufsichtsbezirken gegenüber Arbeitgebern Anordnungen 
getroffen? 


Von der Gewerbeaufsicht sind 1988 (die Zahlen stammen zum 
Teü auch aus 1986 und 1987) in der Bundesrepubhk Deutschland 
im Bereich der innerbetrieblichen Arbeitsschutzorganisation ca. 
16000 Besichtigungen bzw. Überprüfungen vorgenommen und 
zusätzhch weit mehr als 3 000 Besprechungen durchgeführt 
worden. 

Ergeben sich bei den Besichtigungen oder Besprechungen Bean- 
standungen hinsichthch der Durchführung des Arbeitssicherheits- 
gesetzes, wird von der Gewerbeaufsicht im allgemeinen zunächst 
versucht, die festgestellten Mängel mit Hüfe von Revisionsschrei- 
ben abzustellen. Erst wenn sich diese Maßnahme als nicht wirk- 
sam erweist, ergehen Anordnungen nach § 12 ASiG. Von der Ge- 
werbeaufsicht wurden ca. 170 Anordnungen erlassen; die Zahl 
der Revisionsschreiben ist bei den meisten Bundesländern um das 
10- bis 20fache höher. 
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16. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, die eine Bewertung 
der qualitativen Dimension der Aufgabenstellung des Arbeits- 
sicherheitsgesetzes ermöghchen? 

a) Wurde eine repräsentative * Studie zur Untersuchung dieser 
Frage in Auftrag gegeben? 

b) Hält die Bundesregierung eine umfassende Bilanzierung der ‘ 
Wirkung und Umsetzung des Arbeitssicherheitsgesetzes für an- 
gebracht? 


Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse vor, die eine Bewer- 
tung der qualitativen Dimension des Arbeitssicherheitsgesetzes 
hinsichtlich Aufgabenstellung und Aufgabenerfüllung ermögli- 
chen. Diese Erkenntnisse basieren auf einer Vielzahl von Quellen; 

— der unmittelbaren Erfahrung durch Betriebsbesichtigungen 

— persönlichen Gesprächen mit Arbeitgebern, Arbeitnehmern, 
Betriebsräten, Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeits- 
sicherheit 

— den institutionalisierten Kontakten sowie Studien und Berich- 
ten der Gewerbeaufsicht und der Berufsgenossenschaft 

— Äußerungen von Vertretern der Arbeitgeberverbände und der 
Gewerkschaften 

— Kontakten mit Vertretern der Fachverbände der Betriebsärzte 
und der Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

— Gesprächen mit Wissenschaftlern, insbesondere auch im Rah- 
men des Programms „Arbeit und Technik" (früher: HdA-Pro- 
gramm) 

— Forschungsarbeiten und Studien, die von der Bundesregierung 
in Auftrag gegeben worden sind 

— Forschungsarbeiten und Studien, die von anderen Stellen in 
Auftrag gegeben worden sind. 

Hieraus ergibt sich für die Bundesregierung ein genügend umfas- 
sendes und differenziertes Bild der qualitativen Dimension des 
Arbeitssicherheitsgesetzes. 

Eine repräsentative Studie zur Untersuchung dieser Frage wurde 
daher nicht in Auftrag gegeben. Die Bundesregierung hat auch 
nicht die Absicht, eine solche Studie in Auftrag zu geben. 


17. Welche Kriterien bzw. Instrumente wurden von den jeweiligen 
staatlichen Gewerbeaufsichtsämtern entwickelt, um die Qualität 
der Arbeit von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit 
zu bewerten und zu kontrollieren? 

a) Wurden entsprechende Erhebungen durchgeführt? 

b) Welche Ergebnisse hegen vor? 


Die Gewerbeaufsicht überprüft im Rahmen der Betriebsbesich- 
tigungen, ob die Arbeitgeber den Verpflichtungen auf Grund des 
Arbeitssicherheitsgesetzes nachkommen und ob Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit die gesetzlichen Aufgaben 
erfüllen. Es ist jedoch für eine externe Kontrollinstanz wie die 
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Gewerbeaufsicht sehr schwierig, die Qualität der Arbeit von Be- 
triebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit zu überprüfen, 
da eine über Formalfragen hinausgehende unmittelbare Kontrolle 
nicht möghch ist. Die Gewerbeaufsicht versucht daher, bei den 
Betriebsbesichtigungen und Besprechungen anhand von Indizien 
wie 

— dem sicherheitstechnischen Zustand des Betriebes, 

— den Stellungnahmen von Betriebsärzten und Fachkräften für 
Arbeitssicherheit zu betrieblichen Änderungen und Beschaf- 
fungsmaßnahmen, 

— der Tätigkeit der Arbeitsschutzausschüsse, 

— der Durchführung betrieblicher Arbeitsschutzprogramme so- 
wie 

-- dem betrieblichen Unfallgeschehen usw. 

Rückschlüsse auf die Qualität der Aufgabenwahrnehmung von 
Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit zu ziehen. 
Die staatlichen Gewerbeärzte sehen zunehmend eine Aufgabe in 
der Beratung der Betriebe mit dem Ziel, die Anwendung des Ar- 
beitssicherheitsgesetzes qualitativ zu verbessern. Kriterien und 
Qualitätsmerkmale, die für einen routinemäßigen, flächendek- 
kenden Einsatz geeignet und unmittelbar anwendbar sind, liegen 
jedoch noch nicht vor. Sie lassen sich u. U, aus den Ergebnissen 
der nachfolgend beschriebenen Erhebungen und Schwerpunkt- 
aktionen erarbeiten. 

Über die normalen Betriebsbesichtigungen hinaus werden in eini- 
gen Bundesländern zur Zeit die Betriebe in umfassenden Schwer- 
punktaktionen hinsichtlich der qualitativen Durchführung des 
Arbeitssicherheitsgesetzes überprüft. Diese Erhebungen schlie- 
ßen Betriebsbesichtigungen und Befragungen ein. Abschluß und 
Auswertung der Aktionen bleiben abzuwarten. 

In einem Bundesland konnte eine Erhebung über die Tätigkeit 
von Betriebsärzten auf der Basis des gesetzlichen Aufgabenkata- 
logs abgeschlossen werden. Sie ergab, daß die Betriebsärzte den 
Anforderungen des Arbeitssicherheitsgesetzes je nach ihrer 
Qualifikation in unterschiedücher Weise genügen. 

Die Bundesregierung hat ihre Aktivitäten zur Verbesserung der 
Aufgabenwahrnehmung durch Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit in der Antwort auf die Fragen 1 und 2 be- 
schrieben. 


18. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Fest- 
stellung wissenschaftlicher Studien, die belegen, daß die Qualität 
der Arbeit von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit 
proportional dem Grad der Mitbestimmung in den Betrieben ist? 


Der Bundesregierung ist eine Studie bekannt, nach der die Quali- 
tät der Arbeit von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeits- 
sicherheit in den Betrieben besonders hoch ist, in denen sich auch 
der Betriebsrat dem Arbeitsschutz intensiv widmet. 
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Der Betriebsrat hat im Bereich des Arbeitsschutzes neben der 
Überwachungsfunktion eine Reihe von Informations-, Beratungs- 
und weiteren Beteiligungsrechten bis hin zu Mitbestimmungs- 
rechten. Diese ergeben sich zum Teil aus dem Arbeitssicherheits- 
gesetz, hauptsächlich aber aus dem Betriebsverfassungsgesetz. 
Gemessen am Gesamtumfang der vom Betriebsrat wahrzuneh- 
menden Aufgaben stellt die Gestaltung des betriebhchen Arbeits- 
schutzes jedoch nur einen Teilbereich der Arbeit des Betriebsrats 
dar. Bei den vielfältigen Aufgaben muß es der Entscheidung des 
Betriebsrats vor Ort überlassen bleiben, in welchen Bereichen er 
sich unter Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten des 
einzelnen Betriebs verstärkt engagieren will. Eine intensive Be- 
schäftigung der Arbeitgeber oder des Betriebsrates mit dem 
Arbeitsschutz kann die Tätigkeit von Betriebsärzten und Fach- 
kräften für Arbeitssicherheit in den Betrieben wirkungsvoll unter- 
stützen. 

Verantwortungsbewußte Arbeitgeber sehen den Arbeitsschutz als 
eine wichtige Unternehmensaufgabe an und nehmen die Durch- 
führung des Arbeitssicherheitsgesetzes ernst. Die Bundesregie- 
rung unterstützt dies. Das kommt u. a. auch in dem kürzhch vom 
Bundeskabinett verabschiedeten Programm „Arbeit und Tech- 
nik" zum Ausdruck, in dem der betriebsbezogene Gesundheits- 
schutz eines der Hauptziele darstellt. Die Bundesregierung be- 
trachtet es überdies als eine wichtige Aufgabe für Arbeitgeberver- 
bände und Gewerkschaften, dieses Thema in ihre Informations- 
ünd Bildungsaktivitäten einzubeziehen. Dabei sollten auch für 
die innerbetriebliche Arbeitsschutzorganisation bedeutsame Er- 
kenntnisse aus der Forschung berücksichtigt werden. 


19. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß unter den 
Belegschaften weiterhin eher eine kritische Distanz gegenüber den 
Betriebsärzten vorherrscht? 


Die Bundesregierung stellt die dieser Frage zugrundeliegende 
Behauptung in Frage. 

Die in den ersten Jahren nach Verabschiedung des Arbeitssicher- 
heitsgesetzes tatsächhch vorzufindende kritische Distanz der 
Beschäftigten gegenüber den Betriebsärzten hatte ihre Ursachen 
in aus der Kriegszeit herrührenden Vorbehalten und insbesondere 
darin, daß Betriebsärzte in der Anlaufphase nicht hinreichend für 
ihre anspruchsvolle Tätigkeit ausgebildet waren. Da sich diese 
Situation in den letzten Jahren erhebhch verbessert hat, hat sich 
auch hier die Einstellung der Belegschaften gegenüber den Be- 
triebsärzten geändert. 


20. Hält die Bundesregierung die personellen Ressourcen der staat- 
lichen Gewerbeaufsichtsämter für ausreichend, um eine wirksame 
Kontrolle der sich aus dem Arbeitssicherheitsgesetz für den Arbeit- 
geber ergebenden Pflichten durchzuführen? 
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Das Arbeitssicherheitsgesetz verpflichtet den Arbeitgeber zur 
Beachtung der Vorschriften. Die Überprüfung dieser Verpflich- 
tung durch staatliche Kontrollen kann sowohl aus personellen als 
auch aus rechtsstaatlichen Erwägungen nicht lückenlos erfolgen; 
sie ist weder möglich noch ist sie geboten. 

Die Personallage der staatlichen Gewerbeaufsichtsämter ist nach 
Angaben der Bundesländer insgesamt sehr stark angespannt. In 
fast der Hälfte der Bundesländer ist bei der sehr umfangreichen 
Aufgabenstellung der Gewerbeaufsicht die personelle Ausstat- 
tung dieser Ämter für eine angemessene Abdeckung der mit 
einem effizienten Verwaltungsvollzug des Arbeitssicherheitsge- 
setzes verbundenen Belastungen nicht ausreichend. 
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Anlage 

Statistik der Landesverbände der gewerblichen Berufsgenossenschaften über die im Jahr 1988 von 
ermächtigten Ärzten durchgeführten arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen 


G- 

Nr. 

Bemfsgenossenschaftlicher 

Grundsatz 

Anzahl der 
Unter- 
suchungen 

Erstunter- 

suchungen 

keine 

gesund- 

heitlichen 

Bedenken 

Untersuchungsergebnisse 

keine befristete 

gesund- gesund- 
heitlichen heitliche 

Bedenken Bedenken 

unter best. 

Vorauss. 

dauernde 

gesund- 

heithche 

Bedenken 

1.1 

Silikogener Staub 

69 453 

15 533 

64 854 

3 698 

258 

643 

1.2 

Asbesthaltiger Staub 

17 968 

5 441 

16 122 

1 332 

129 

385 

2 

Blei oder seine Verbindungen 

48 461 

7 004 

45 554 

2 422 

363 

122 

3 

Bleialkyle 

4 693 

722 

4 563 

98 

20 

12 

4 

Hautkrebs 

6 953 

1 854 

6 695 

229 

22 

7 

5 

Nitroglycerin oder Nitroglykol 

821 

146 

761 

41 

8 

11 

6 

Schwefelkohlenstoff 

1 601 

268 

1469 

122 

4 

6 

7 

Kohlenmonoxid 

5 345 

1 753 

5 067 

254 

3 

21 

8 

Benzol 

14 844 

2 640 

14 174 

528 

107 

35 

9 

Quecksilber oder seine 
Verbindungen 

4 980 

1 113 

4 737 

165 

61 

17 

10 

Methanol 

15 195 

3 248 

14 534 

553 

71 

37 

11 

Schwefelwasserstoff 

3 109 

503 

2 906 

158 

24 

21 

12 

Phosphor (weißer) 

398 

89 

377 

17 

4 

0 

13 

T etr achlormethan 
(Tetrachlorkohlenstoff) 

4 390 

838 

4 221 

152 

13 

4 

14 

Trichlorethylen 

12 538 

2 825 

11 747 

636 

69 

86 

15 

Chrom- VI- V erbindungen 

13 580 

3 686 

12 614 

758 

113 

95 

16 

Arsen und seine Verbindungen ' 

1871 

351 

1 800 

45 

16 

10 

17 

T etrachlorethylen 

11 733 

3 150 

10 722 

861 

96 

54 

18 

(Per Chlorethylen) 

Tetrachlorethan oder 
Pentachlorethan 

5 011 

806 

4 512 

476, 

20 

3 

20 

Lärm 

648 695 

184 005 

525 993 

116 121 

3 821 

2 760 

21 

Kältearbeiten 

2 352 

691 

2 108 

197 

6 

41 

22 

Säureschäden der Zähne 

496 

259 

440 

51 

0 

5 

23 

Obstruktive Atemwegs- 
erkrankungen 

15 360 

4' 690 

13 961 

1 165 

85 

149 

24 

Hauterkrankungen 

68 052 

22 062 

62 371 

5 099 

276 

306 

25 

Fahr-, Steuer- und Über- 
wachungstätigkeiten 

216 715 

79 626 

185 582 

26 330 

2 066 

2 737 

26 

Atemschutzgeräte 

155 288 

54 075 

132 604 

13 350 

4 006 

5 328 

27 

Ispcyanate 

18 108 

4 291 

16 590 

1 111 

129 

278 

28 

Monochlormethan 

(Methylchlorid) 

3 980 

1 281 

3 769 

174 

10 

27 

29 

Benzolhomologe (Toluol, Xylole) 

65 608 

14 904 

61 171 

3 547 

473 

417 

30 

Hitze arbeiten 

24 641 

6 600 

20 933 

2 176 

619 

913 

31 

Überdruck 

6 008 

2 029 

5 356 

417 

133 

102 

32 

Cadmium oder seine Verbindungen 

5 278 

1 519 

4 976 

225 

50 

27 

33 

Aromatische Nitro- oder 
Aminoverbindungen 

17 824 

2 606 

17 017 

619 

133 

55 

34 

Fluor oder seine anorganischen 
Verbindungen 

5 209 

1 094 

4 901 

265 

37 

6 

35 

Arbeitsaufenthalt im Ausland 

31 624 

8 924 

29 173 

1 466 

682 

303 

36 

Vinylchlorid 

2 847 

612 

2 803 

37 

1 

6 

37 

Büdschirm- Arbeitsplätze 

246 906 

136 718 

214 206 

29 861 

1 792 

1 047 

38 

Nickel oder seine Verbindungen 

7 009 

2 336 

6 498 

445 

43 

23 

39 

Schweißrauche 

13 424 

5 516 

12 202 

1 065 

48 

109 

40 

Krebserzeugende Gefahrstoffe - 
allgemein 

13 048 

5 238 

12 235 

677 

96 

40 

41 

Arbeiten mit Absturzgefahr 

10 309 

4 002 

8 931 

880 

171 

327 

42.1 

Infektionskrankheiten 

Teil 1 „Tuberkuloseerreger" 

105 034 

41 759 

103 259 

1 628 

87 

60 

42.2 

Infektionskrankheiten 

Teil 2 „ Hepatitis- A- Viren" 

30 509 

14 949 

29 414 

506 

42 

547 

42.3 

Infektionskrankheiten 

Teil 3 „Hepatitis-B- Viren" 

110 674 

44 623 

107 500 

2 482 

83 

609 


Untersuchungen 

2 067 942 

696 379 

1 811 422 

222 439 

16 290 

17 791 
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